
LANDESHAUPTSTADT 

---mm 
WIESBADEN 

Frau Der Oberbürgermeister 
Gabriela Schuchalter-Eicke 
Bündnis 90 / Die 0rünen 

über 
16 

/!S. Februar 2020 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 13. Februar 2020, Frage Nr. 252 nach § 48 
gestellt durch die Stadtverordn"ete Gabriela Schuchalter-Eicke, Bündnis 90/Die Grünen 

Pfitznerstraße 

Am 22.01.2020, 5 Tage vor dem 75. Jahrestag der Befreiung der Überlebenden aus dem KZ 
Auschwitz, traf der OBR Nordost die Entscheidung, die Pfitznerstraße nicht umzubenennen, 
sondern nur nach dem „Wiener Modell" ein Zusatzschild anzubringen und somit die Ehrung 
für einen Antisemiten aufrecht zu erhalten. 

Ich frage den Magistrat: 

Wie bewertet er diese Entscheidung mit Blick auf 

1. die Außenwirkung und zukünftige öffentliche Darstellung der Landeshauptstadt 
Wiesbaden für unsere Partnerstädte, z.B. Kfar Saba, 

2.die angemessene Berücksichtigung der über 1200 Unterzeichner*innen und die über 
30 Eingaben aus Politik, dem Kulturbereich, den Kirchen, derjüdischen Community 
sowie namhafter Einzelpersonen für eine Umbenennung, 

3. den zunehmenden Antisemitismus und denn"och die bleibende Ehrung für einen Anti­
semiten + Nazi, 

4. den Vertrauensverlust in Politik + Politikverdrossenheit der Bevölkerung, 

5. den Schaden für das Wohl der Gemeinde, der sich nicht materiell beziffern lässt? 
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Die Frage der Stadtverordneten Schuchalter-Eicke beantworte ich wie folgt: 

Zu Ihrer Frage hat der Magistrat bisher keinen Beschluss gefasst und auch keine Diskussion 
gefühi:-t. Demnach hat im Magistral noch keine Meinungsbildung zu den von Ihnen gestellten 
Fragen stattgefunden und es kann somit auch heute keine Bewertung des Magistrates · 
vorliegen. 

Gestatten Sie mir als Oberbürgermeister jedoch die Beantwortung der Fragen aus meiner 
Sicht: 

Zu 1.: 

Für die Öffentliche Darstellung der Stadtwirkt diese Entscheidung aus meiner Sicht negativ. 
Spezielle Auswirkungen auf unsere Partnerschaftlichen Beziehungen erwarte ich nicht. 
Schließlich hat die Benennung der Straße nicht erst vor Kurzem, sondern schon vor längerer 
Zeit stattgefunden. 

Zudem hat der Ausschuss für Bürgerbeteiligung und Netzpolitik beschlossen, alle 
Wiesbadener Straßennamen auf den Prüfstand zu stellen. Wenn nicht schon heute in der 
Stadtverordnetenversammlung, wird spätestens bei Vorlage der Überprüfung das Thema 
Umbenennung auch der Pfitznerstraße wieder auf der Agenda stehen. 

Zu 2.: 

Die Anzahl der Unterschriften und Eingaben ist bemerkenswert, war den 
Ortsbeiratsmitgliedern aber bereits zum Zeitpunkt der Entscheidung bekannt. Welche 
politischen Schlüsse Mandatsträgerinnen und Mandatsträger aus solchen 
Unterschriftensammlungen.ziehen, ist ihnen in unserer repräsentativen Demokratie mit 
gutem Grund selbst überlassen. 

Zu 3.: 
Der von Ihnen benannte aktuell ansteigende Antisemitismus in Verbindung mit den 
Erkenntnissen über den Namensgeber der Straße hat mich dazu bewogen, für die 
Umbenennung der Straße zu werben. Ich· stimme.Ihrer Einschätzung zu, dass wir 
entschlossen gegen Antisemitinnen und Antisemiten eintreten müssen und die Entscheidung 
des Ortsbeirates in diesen Zeiten ein falsches Signal ist. · 

Zu4.: 
. Auseinandersetzung, Diskussion und Mehrheitsentscheidungen gehören zum Wesen der 

Demokratie. Wenn man sich mit seiner Auffassung nicht durchsetzt, sollte dies nicht zu 
allgemeiner Politikverdrossenheit führen. 

Zu 5.: 
Die Entscheidung des Ortsbeirates ist im Hinblick auf eine klare Positionierung der 
Landeshauptstadt Wiesbaden gegen Antisemitismus nicht förderlich und sollte nicht das 
letzte Wort in dieser Frage gewesen sein. 
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Der Magistrat 

Bürgßtmelster . 

Dr. Oliver Franz 

. Februar 2020 

Sitzung der Städtvetordnetehversarnmlung arn 13. Februar 2020, Frage Nt. 251 
gestellt durch den Stadtverorcln~ten HendrikSeipel'-Rotter (Bündnis 90/Die Grünen) 

Fragen: 

Welchen Bereich soll die Kamera, die•auf demMa$t
0

gegenüber der Kreativfa!Jrik 
aufgestelltwurde, aufzeichnen? 

- Werhi:itZugriff aufAufnahmen der Ubeiwachungskarneras in Wl? 
- Wieviel Straftaten konr:iten sefrJnstaHation derKameras am S~Ihnhof:vorplalz qLJrch 

die Auswe1twng <:ler Bilder aufgeklärt werden und urn welche Art von Straftaten 
harid_elt es sichcfäibei? 

- 1st die Anzahl. an Straftaten i:im Bahnhof5eitdeff lnstalJßtionzurückgegangen?. 
- Wenn ja, giltdasJür aire odetbetrifftdet Rückgang 11ureine bestimmte Art von 

Straftaten? 
- Haben.Straftaten ar1anderen$teUen der$tadt, die nicht durch Kameras überwacht 

werden, zugenommen? Wenn Ja, wo gab es signifikante Steigerungen und um welche 
Artvon Straffäten handelt es sich? · 

D1e Fragen des Stadtverordneten Hendrik Seipel-Rqtter beantworte ichwie fölgit: 

Züt.: 
Die Ül:5erWächUngskamerasgegenQber def.Kreativfabrik dienen dazu,d~m.Parkplatzvord~m 
Sportamt/KreativfalJriksowiedieZuwegungvonderMainzerStraßeauszu·üb.erwachen. 

ZU2.: 
]:)iestac:ltpQlizeiWiesbaden und das.Polizeipräsidium•Westhessen{Ein~atu:entrale. 
PolizeipräsidiLHJ1, l. Polizeirevier u.ndEinsatzzentrale BritaArena) habenZugriffauf die 
Daten. · 
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Zu 3. bis6.: 
G>ie~~Frl3gerrfalleninden Z9ständ,igkeitsbereich .aer.Hessischer\ Landespolizet Ich habe 
daher denpräsJdentende$ Polizeipräsidiums \/ve$füessenym elnerschriffHche . . . . . .· 
Stellpngnahme .geoeten, DieseUegtrnir zwisch.enzeitlichvor. Angesichtsderl"at9c!C.be1, QplSS 
es sich hi~r um ein mehrseitiges Papier mit diversen Tabellen handelt, tnöchte ich ctarauf 
verzichten, ~S•lm .Einzelnen vorzutragen,.sondern wOrdEtlhnl:ln stattdessen das Schreiöen 
des Polizeipräsidenten aushändigen und den Fraktionen.per Mail zukommen lassen. 

l ~' . . 1 · .. ~ 

Anlag€! 
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Polizelpräsidiumwesthessen· 
-Dt3r·.Polrzeipräsldent·.,; 

PolizelpräsidlumW1,~ij'it$.$sen •Pöstrai:h <1740 • s~o::.t\lv'1esbaden 

Fallsvettpgail;•hid)tnaehS&nden,soodernmit•r\ellerAnscijriflzti!ikksendo/1 

Ari die 

Stadt Wiesbaden 
- Qrdnungsarnt-• 
z.Hd. Herr Wagner· 

perE-Mail 

Dienststelle 
Dienstort 

Bearbeiter 
Telefon: 
Telefax, 

Abteilung Einsatz, E t 
Wiesbaden 

PHKKirbach 
(0611).345•-1.115 
(0611} 345.~ 1 H9 

HESSEN, 

Datum: . 05. Februar 2020 

Videoschütza11läge.WiesbadM·•.·-$trattc:1tenentwicklung 

1 .. E-Mail-A11frage detStadtWles6ade11 -.Ordnungsamt, HerrWagner vö1113l.01.2020 

2„ Fr~gen für die,Stadfverordnetenversammlun$ am 13.02.2020von Herrn Selpel-Ro'tter 

Seitens des Polizeipräsidiums Westheg~en dar!' lch Ihnen diefragen 3-'6 nachfolgend beant­

worten: 

Fra{Je 3 -Wieviel Straftaten konnten seit Installation der Kameras am Bahnhofsvorplatz 

durch tj!eAusw7rtung der Bilder aufgeklärt werden und um Welche ~rtvorrStraftaten 

handeltessich däbei.? 

Eibleitend muss mitgeteiltwerden, dassei11e Nutzung der aktuel!noch bestehenden „alten" 

Videoanlt:tge arn $ahnhofsvorplatz 'durch die Polizei in den vergangenen Jahren, insbesondere 

seit .2016, .kaum rnehr rnöglich war, Sowohl die Biidqualifät, die technische Ausgestaltung der 

Videoanlage und insbesondere. rnultipletechnische Ausf.äHe ließennur inwenigen Fällen eine 

Nüfa:Ung der Bi!ddatenJmSinne der Fragestellung zu. 

Dies war unter anderem.ein Gründlwesh8.lb durch dieStadtWiesbaden in.ZusamrnenarbeHt mit• 

cler Poiizeidie Überprüfung der Videoanlage erfolgte. Nach der e11tsprechenden.Kriminalitäts­

atJa(yse u11d -'bewectung konnte dieBegründuhgeinerErneuerung der Anlage am dortigen 

SfändOrt.ättestieitwerden. Die aktuell in Errichtung befindliche neüeVideoanfäge ist· gegenwär~ 

tig,noch nicht in Betrieb. 

. . . 
Po)izeiptasfüium.yYestheslien 
Konrad-Adeoauer0 Ring·51 
D S5187Wiesbaden 

Tel; (0611) 34.5"Q•Fax: {0611) 345-1381 . lntemei: WW\','.po!izel.henen.de 
EsMail: PPWH@polizeLheuen.de 
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Die Videöarilage .arn Bahilhofävorplcitt konnte rnindeste11sfür nachf plg~nde.Straftaten­

ermfütungen gen11tztwerden: 

Gesamt 

·Kor:perverl. Delikte 
Raubdelikte 
Eigentums de fikte 
sachbeschadjgung. 
VergewaJtigung 

VU-Fl(lc::ht 

Frage.4 und 5- lstdieAnzahldetStraftaten a.n:t Bahnhof seitlnstanatio11.zurückgegan-

9en? WennJa, Qllt dasfütalle.9der b~trifftderRückgang nureinebestimrrite Artvon 
Straftaten? 

Die Kriminalifätsentwföl<IUng imBen~ich des Bahnhofe~ Wiesbaden, bei der nur öffentlich wirk­

same Straftate.n .der Straßenkriminalität betrachtetwurderi: 

Bahnhofsvorplatz 

Korperver:J. Delikte.· 
RäubrJelikte 
l:igentvmsdelikte, 
\l'ersfOße BtMG 
Sa~hb$sGhädigüflg, 
Ve.t$t.Allfäi'ltt1G · 
Sonstige$traftaten 1 

1 Beclrohur:ig,Nöt)gllng,Bejeic!igung,Verst.WaffG,Wi··· rstand gg.Vollsfret[<Urigs6eamte, Säch6escl1äö1gllhg,ett. 
Quelle:. PKS•derJahre2D08-i2018, Z1-Datenrecherche PPVVH · 

Aufgrund der noch nichlveröffehtliöhten PKS-Zahlen 2019 fipden sich dlese nicht in dero.g. 

Auswertung wieder. 

1.m Kem der Bewertung rriuss festgesteBtwerden, dass die.Anzahl derstraftaten irn äusgeWer:. 

teten Bereich des Bc1hnhofV0rplatze~ aufeihern hohen Niveau.Hegt. 
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· .F_rag~ ~ .. Haben Straftaten an ahderen $telfen der Stadt, die>nlchtdurch Kameras über­

wäcntwertfäh, zugenorinnen? Wenn Ja wQ gab. es sig nifikante.Steigerürlgen und um 

welche.Art von Straftatel'lhand.elf es sich? 

Die Kfimlnalifätsentwicklun@ innerhalb der Stadt Wiesbaden wird kontinuierlich beo.bachtet und 

· bewertet. Anlassbe.zogen wird mit angepassten pbHzeilidhen Maßnahmen reaglert. 

Weiterhin werden durch die Kooperation mit .der Stadt Wiesbaden unter q~m Projekt ,,Gemein'-' 
. . 

säntSicheres.Wie.sb9d!3n'' apgesfirnmte Maßnahmeh .. •geplahtünd durcbgeführt, t1m der jewem-

gen ~rimihalitätsentwicklüng ehtgegerizmvirkert 

Eifl feil dieser. Maßnahrqenistauch die lnstaflatidn@iner Videoschutzanlage in ausgewählten 

Bereichen. Insbesondere vor dem 1-llntergrund des festgestellten Straftatenaufkommens-jrn 

innerstädtischenBerefchwürde derPlatz cter deutschen EinheitsowieTeile der dortangreri-

. zenden· Schwalbacher Straße für.eine ktmftigeVideoschutzanlage aüsgeWählt. Hie(zeigte sich 
• . . - . ' 2 

nachfolgende Fallzahlerientwicklung ü11dd[e sehr· hohe Gesc1mtzahl an Sfräftateh: 

Plat:t.derdeLJtschen Eih'heit 

Gesamt 

Körpervetletzüngsdelikte . 

Raubdelikte 4 6 

EigentUmscleJikte 42 41 23 30 

· Verstö.ße.ßtMG 19 21 13 20 

Sor\stlgeStraftaten2 36 46 ·1 45 40 

2 Sa.d,p~~ghädigppg,·BedtqJiUng,Nötigühg, Beleidigung,Verst.WaffG,·Wide~fand gg.Vqllstrec~µng~beä111te,.etc .. -
Quelle: PKS.derJahre2015~2018,. Z1-Datenrecherche.PPWH · 

Eine:Aussa@e ciazui an welchen Stellen uhd inwelcher Forrn sich Kriminalität innerhalb der 

Stadt entwickelt oder verschiebt, kann aufgrund der Komplexitäteiner solchen Datenauswer:.. 

tungen im Sinne der pauschal formulierten Anfrage nicht beantwortetwerden. 

Zur Erlallterung d~rPrQfUng von relevanten Örtlichkeiten einer Vide9übel"'Nc1chur1gsmaßnähm·e, 

darf icheinigeAusfQhrungeri ergänzen. 

Die reöhtlich.en'v'oraussetzungeri züfVideoüberwachung des öffentlichen Rc1um~s gern. § 14 

(3) HSOG geben vor, dass im eptsprechenden 8ereich mit Straftaten zu rechnen ist. Beider 

Kriminalitätsanalyse Werden folglich öffentlich wirksc1rneStraftaten .der Straßenkriminalität ausc. 

gewertet und geprOft1ob ein Kriminalitätsschwerpunkt vorliegt Daneben fließen weitere Fakfo-
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rerr in die Bewertung eiJ), wre einhohesPersonenaüfkommen- beispielsweise aufgrund von 

·w1chtJgen Verke.hrsknotenpunkten'-· Veranstaltungsflächeh·öder ähnlichem .. Nachpolizenicherp 

.Erfälhrüngswis:ser1. ista.nsPlchen •Örtli.chkeiter1··vermehrt·•mifStraftatefrzu·.rechnen . 

. Eine entsprechende ausfünrliche B_ewertung der relevanten Örtlichkeiten hat sowotrLin der Ver'­

g~ngenheit f_ür die alteVicleoanlage stattgefunden und ist auch fütdie Erneuerung.und Erweite­

rung der Videdänlage in Wiesbaden für die Bereiche Platz der deqtschen Einheit/ Schwa[ba­

cher Straße, E3aMhofsvorplatz sowie dieZuwegungen zum Schlachthofgelände, erfolgt. 

Der Hessische Beauftragte für Datenschutzund lnformationsfreiheitist in diesen Prözess eng 
, • . . ' ....... · -· .. . -,.-- ! ·-

eingebunden ünd hafderErtichtuhg ih deraktuellen Form zugestimmt. 

. (S. MÜLLER) 
- ifnQrigi11ill gezeicho~t-
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Der Magistrat 

Dezernatfür Umwelt; 
Grünflächen undVerkehr 

Stadtrat Andr~as Kowol 

6 . Februar 2020 

Sitzung derSt8dtverordnetenversammlung am 12. Dezember 2019, Frage Nr.·232, gestellt 
durch die Stadtverordneten Frau Sarah Weiherth 

Verkehrssituation am Kasteler Hochkreisel 

Eine Entspannung der Verkehrsprobleme am Kasteler Hochkreisel ist vorerst nicht in Sicht, 
wie u.a. der Presse zu entnehmen war. Der Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr hat im· 
Januar 2018 beschlossen, dass ein Konzept für Verbesserung d~sVerkehrsflusses aufgestellt, 
die Kosten beziffert und ein Zeitplan zur Umsetzung aufgestelltwerden soll. Bereits im März 
2018 wurde berichtet, ein Ingenieurbüro sei mit der Simulation verschiedener Lösungen beauftragt. · 

Ich frage den Magistrat 

1. Wie ist der derzeitige Sachstand bei der Bearbeitung/Ums.etzung des Beschlusses? 

2. liegen die im März 2018 beauftragten Simulationen mittlerweile vor? 

3.Welche Fortschrittewurden inzwischen erzielt und wann ist mit der Fertigstellung der 
Maßnahmen zu rechnen? 

4. Weiche Möglichkeiten der Beschleunigung gibt es? 

5. Ist eine Schaltung mit den Zufluss zur Brücke von Mainz aus regelnden Ampeln 
erforderlich / zweckmäßig? 

6. Wurde insoweit bereits in Mainz um "AmtshHfe'' gebeten? 

Gustav-Strasemanh,Ring l5 
65189 Wiesbaden 
Telefon: 0611 31"5180 / 31°5041 
Telefax: 0611 31-5959 
EcMail: DezernatV@wiesbaden.de 
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Die Anfrage der Stadtverordneten beantworte ich wie folgt: 

Die Simulation derVerkehrsström<3 hat gezeigt, dass die-Einrichtung einer Ampel am 
Brückenkopf aus Richtung Mainz kommend den Verkehrsfluss für den aus Richtung 
Kastel/Köstheim körnrnendeli Verkehr auf der Eisenbahnstraße {B 40) erheblich 
verschlechtern würde. Daher ist für eine Verbesserung des Verkehrsflusses arn gesarnten 
Hochkreisel die Einrichtung von Ampeln an den Zufahrten aus Richtung Mainz 1.,md der 
Eisenbahnstraße ertorderlich. Die Vorplanung für die geänderte Spuraufteilühg einschließlich 
·der Ampeln istfertig. 

Das Ergebnis der Simulation ist die Grundlage für die entwurfstechnische Bearbeitung 
(s. unter Frage 1), die derzeit erstellt wird. 

Derzeitwird geklärt, wo und Wie die bautechnische Installation derAmpelmasten und der 
Kabelführungen im Bereich des Betonbauwerks Hochkreisel erfolgen kann; 

In der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 05.11.2019 würden für den 
Hochkreisel fur 2021 500.000 € und eine Verpflichtungsermächtigung in 2021 für 2022 in 

· Höhe von 1,500.000 € zugesetzt. 

Zu 4: 

Nein, die Mittel stehen erst ab 2021 ff zur Verfügung. 

Nein eine Zuflüssdosierüng auf Mainzer Seite ist nicht ertorderlich. 

Das Tiefbau- und Vermessungsamt steht mit den Fachkollegen der Stadt Mainz in engem . 
Austausch. Eine direkte Zuarbeit seitens der Mainzer Kollegen tst nichtnötig. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Der Magistrat 

Dezernat für Umwelt, 
Grünflächen und Verkehr 

Stadtrat Andreas Kowol 

? . Februar2020 

Sitzung derStadtverordnetenversammlung am 13. Februar 2020, Frage Nr. 242/2019 nach§ 
48 gestellt durch den Stadtverordneten Herrn Urban Egert 
SPD.;.Fraktion 

Verzögerung Fußgängerzone am Schiersteiner Hafen 

. Die Einführung einer Fußgängerzone am Schiersteirier Hafen war in der Vergangenheit 
bereits für September 2019 angekündigt Nun wird darüber berichtet, dass die Eindchtu11g bis 
Februar 2020 stattfinden soll. Als Begründung für die Verzögerung wird die Beschilderung 
und Entfernung der Parkplatzmarkierung angeführt 

Ich frage den M'?gistrat 

1. Wie weit ist die Umsetzung der Fußgängerzone am Schiersteiner Hafen 
vorangeschritten? Wann ist mit der vollständigen Einrichtung zu rechnen? 

2. Trifft es zu, dass lediglich das Bestellen und Aufstellen von Schildern, sowie die 
Entfernung von Parkplatzmarkierungen eine Verzögerung der Fußgänm~rzone von 
etwa einem halben Jahr rechtfertigt? Gibt es für die Verzögerung nachvollziehbarere 
Gründe? 

3. Welche Maßnahmen und Kontrollen bezüglich der Einhaltung der Regeln in der neuen 
Fußgängerzone sind geplant? 

Gustav-Stresemann-Ring 15 
65189Wiesbaden 
Telefon:061131-5180/31~5041 
Telefax: 0611 31-5959 
E-Mail: Dezernat.V@wiesbaden.de 

www.wiesbaden.de 
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Die Frage des Stadtverordneten beantworte ich wie folgt: 

Zu 1: 

Die Fußgängerzone wird als Verkehrsversuch am-26.02.2020 urn 12.30 Uhr eröffnet und in 
Betrieb genommen. · 

Zu 2: 
s 

Nein, das trifft nicht zu. Bei einern Vorhaben dieser Größe und Bedeutung mit erheblichen 
Auswirkungen gehen Gründlichkeit, Genauigkeit und insbesondere die informelle Vor­
bereitung und Begleitung der Maßnahme vor Schnelligkeit. 

Der Termin im September war lediglich eine Idee in Verbindung mit dem Weinfest in 
01 Schierstein, hierzu wurde von. Beginn an auch gegenüber dem Ortsvorsteher klar zum 

Ausdruck gebracht, dass es sehr schwierig sein wird, das zu schaffen. Im Herbst wurden 
noch zahlreiche Detailfragen rnit Anwohnern besprochen und als sich herausstellte, dass die 
Maßnahme zu nahe an die Weihnachtszeit heranrücken würde, wurde sie ins neue Jahr 
verschoben. Es versteht sich von selbst, dass man sowohl aus Sicht der Anwohner, als auch. 
aus Sicht der Verwaltung eine derartige Veränderung nicht in der unmittelbaren 
Vorweihnachtszeit durchführt. 

Zu 3: 

Der Verkehr in der Fußgängerzone wird mit den üblichen verkehrspolizeilichen Maßnahmen 
. um::i Kontrollen überwacht und geregelt, so wie dies zwischen Straßenverkehrsamt und dem 

Ortsbeirat schon lange besprochen ist Gerade nach der Einführung müssen sich alle 
Beteiligten an die Änderung einer jahrelangen Praxis gewöhnen. Deshalb wird die 
Kommunale Verkehrspolizeigerade in dieser.Anfangsphase verstärkt dort präsent sein. 
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Der Magistrat 

Dezernatfür Umwelt, 
Grünflächen und Verkehr 

Stadtrat Andreas Kowol 

~-• September 2019 

Sitzungder$tc1dtverordnetenyersa111mlun.gam 23. Mai 2019, Frage Nr.21112019, gestelltdurt:hdie Stadtverordnete Frau Monika Heller (SPD) 

Frage: 

Stc:1dteingang und P&R"-Parkplatz Kahle Mühle 

Es wurde bekannt, dass derpark-änd--Ride--Parkplatz an der Kahle Mühle deutlich ausgebaut werden soll . 

. Ich frage den Magistrat: 

· VVelche gestalterischen Maßnahmen ergreift der Magistrat dafür, dass die Park-"and-Ride­Anlage dem Ziel aufgewerteter Stadteingänge nicht widerspricht? 

Die Frage dersta:dtverordneten Frau Heller beantworte jch wie fälgt: 
1 . 

Mitdem Ausbau_des P+R-ParkplatzKahle.Mühlenördlich der Erich-"OJlenhEluer-Straße Wird derderzeitweitestgehend ungeordnete Parkplatz nach heqtigen Standards-analog der bereits umgesetzten Südseite - hergesteHt, was eine Aufwertung gegenüber dem heutigen Zustand bereits beinhaltet. Im Zuge derMaßnahme erfolgte,ne angemessene Befestigung der Parkflächen und eine Erneuerung und Erweiterung der Beleuchtung; · 

rne M.aßnahme dient cter Attrakfivierung der dort verkehrenden B.uslinien 5, l5, 18 und 171. FürdJe Umsetzung. wurde mit Hessen Mobil als obere Landesbehörde ein Gestattungs-" vertrag überdie Nutzung derbeplanten Flachen geschlossen. 
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Unter der Autobahnprücke liegend, ist der Parkplatz nicht besonders markant und auch 
kein klassicher Stadteingang. Daher sind keine besonders ausgeprägten gestalterischen 
Maßnahmen vorgesehen. Nichtsdestotrotz werden die neue Beleuchtungsanlage, die neu 
gestaltetenZuwegungen und ggf. neu hinzukommende Mobilitätsangebote das Areal · 
insgesamt aufwerten. · 



Dezernat r 

LANDESHAUPTSTADT 

-. mm·. 
WIESBADEN 

Per Magi$trat 

l 

DezematfürSoziales, Bildung, 
Wohnen und Integration 

Stadtrat Christoph Manjur:a 

Sitzµng der Stadtverordnetenversammlung am t2. Dezember 20t9., Frage Nr. 235 
gestellfdurch den Stadtverordneten Dr. Hans~Achin1 Mi~hna (CDU) 

Frage: AWOWiesbadert/Ftankfurt 

lnFrankfurtgibtes krftist;he Fragen, .olJverttagticheAbko111men get~istet·wurden .. Da diesin 
Tei/bereich,rm s.ein soll.istnichtundenkbc1r, dassJnanderen Sektiom~n, eventuell metho­
disch, derartsachin Wiesbadenpassiett 
DJe·Gescbafte vonAWOVfesbadenlFranktuitführt das. EhepaarRichter. Siegestalten seit 
JahrenProjektemit derLH Wiesbaden. · 
OerFNPArt!ke/24.8.19, ,,DerAWo-Komplex·Ein Geflecht aus undurchsichtigen Geschatten" 
und.WKam 18.9.19 + 23.10. 19, ein.Gewirr ausPostenundGeldströtnen In der AWO Wies-
bacfen/Ftankfp:rt, erzwingen KlätUlJ.{Jsbeqarl · · 
/eh tra{Jf3 den Magistrat' 
1. Beab.skhtigtdetMagistrat, Veffragsbe:ziehungenmit derAwo-Wiesbaden einer um-

fassendenRevisionzuunterziehen? · 
2. a.·Etfü/JettdieBeziehungetJ.:zt1rAW0'-Wiesbaden die. Compliance Regeltlngetrder 

Stadt? . 
b:Wennneln. welcheKonsequenzen werden ~arausgezogen? 

J. ßedenktdet Magistratumfangteiche Maßnahmenzu ergreifen, um·dietm Raum ste­
henden .VoiWürfezurAWö~Wiesbaden.aufzuarbeiten? 

DieFragedes·stadtverordhet~n Dr. Michna beantworte ich wiefolgt 
. . 

zu l. Die amtslnlernen Prüfungen im Amt für soziale Arbeit Urid im Amt für 'Zuwanderung 
und Integration haben ergeben, dass estn Wiesbaden aktuell keine Differenzen dar~ 
üöer gibt,. obvertragHch geregelte Leistungen, die als erbracht dokuinentiertworden 
sind, auc:htat$äch!ich geleistet wurden. zurnStand 10. Februar2020 gibtes zudem 
keinerlei Hinweise darauf, dass es eine systematische Aözweigung öffentlicher Mittel 
gibt ödergegebeh hat. 

Dl:lrüber hinaus hatOberbürgermeisterGert-Uwe Mende in einer Pressemitteilung vom · 
19.Dezemöer20t9 mitgeteHt, dass das Revisionsamtbereits seitdem Presseberichten 
im November damit begonnen habe, eine entsprechende Prüfung vorzubereiten.· · 
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Über deh geplanten Verlaufder Prüfung wurde dann der Revisionsausschussin s.eJner 
Sitzung am 29. Januar wie n1:1chfolgendinformiert: 

Das RevJsionsamtprüft dieLeistungsbezi.ehungert der StadtWiesbaden. mit derAWO. 
Dabei sollen insbesonaere auch die Leistungsbez:iehungen zudenaus derMedienbe­
richterstattung bekfmnten Firmen .und Personen erhöben werden, mit demZielzu be..; 
Werten 'ihWieweit .ZUWehdunge11/Zahlurige11 der Staat Wiesbaden von den Zuwen-­
dungserppfängern ggf. missbräuchlich verwendet wurden. 

· 1mzuge dteser Prüfung sollen sowohl die die Beziehung begründenden Vertragsge­
staltungen odersonstige Bedarfsermittlungen, als atJch die Verwendungsnachweisprü­
fungen oder sonstigen teistungserbringungskontrollen. im Rahmen der Prüfung be­
ttachtetwerden .. lm Zuge derPrfüungshandlüngenwird auch die. Entwicklung der Zu­
wendungshö.he betrachtet werden, sowie weitere Aspekte der Ordnungs- und Recht-
mäßigkeit des Verwältu11!;fshande!ns. · 

Zu 2... DieGomplianceRegelunge11 der Lahdeshauptstadt,dieirr1,1Hahdbuch.fürKorruptions­
bekämpfung" zusammengefassten Regelwerke 

• ,,Verhaltenskodex der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeshauptstadt 
Wiesbaden", 

• .,;Ha.ndlungsl<onzeptder·.LandeshauptstadtWiesbadenzur·Fötderung der Transpa­
renz des Verwaltungshandelns und derlhtegritat der Mitarbeiterinnen und 0Mitar'-
beiter" und · 

• ,,Vorschriften übetdieAnnahme von Belohnungen und Geschenken'' 

gelten für die.Mitarbefterinnen und Mitarbeiter der Landeshauptstadt 

Der AWOKreisverband Frankfurt ist.keihVertragspartnerdes Soz[aldezernats/der Lan'" 
deshauptstadtWiesbaden. · · · 

Die Verträge mit dem AWO Kreisverband Wiesbaden entsprechen den Förderrichtli­
nieh der LändeshauptstadtWiasbaden und gewähren der Landeshauptstadt umfang­
reiche Prüf- und Kontrollrechte. So ist beispielsweise im „Leistungsvertrag türden Be­
triebvon 9 Kindertagesstättendn Trägerschaft der Arbeiterwohlfahrt" --in § 2,. Abs. (7) ..; 
geregelt,. dass „Leistungs-, Qualitäts- und Wirtscha'ftlichkeitsprüfungenf.,I}ed0rzeit. 
durch dieStadterfe!gert' können. ,,Der Tr§ger./egtjnJ13edarfsfa!lBuchhaltungsunter!a­
gen, in~besendere.qie Jahresabsch/ussrechnung/Bilanzsewie weitere.für die Ptflfu/Jg 
notWerJdige Unterlagenvot." · 

Zu 3. -Ja. Hierzu siehe die Antwort zu Frage 1. 

Verteiler 
Dez, 1, pE:irFax390i 

Amt 16J petFcix 3902 
Dez. 1/PR, perFax3903 
Dez.VI 
Anit14 
Amt.33 
Amt50 
Amt'51 
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LANDESHAUPTSTADT 

WIESBADEN 

Der Magistrat 

Dezernat für Umwelt, 
Grünflächen und Verkehr 

· Stadtrat Andreas Kowol 

-i, Dezertiber 2019 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 12. Dezember 2019, Frage Nr.236/2019 
nach §48 gesteHtdurch die Stadtverordneten Frau Nadine Ruf 
spo;:Fraktion 

Fraget-Öffentliche Ladeinfrastruktur(LIS) 

Zur Begründung einer notwendigen US in verdichten Qpartieren wird im 
Elektromobilitätskonzept ( 4 .. 5) von einem hohen Bedarf im Westend ausgegangen, weil der 
hohe Bodenrichtwertauf eih entspte_che11d überdurchschnittliches Eilikommenschließen lässt 
und der hohe Stimmenanteil "(KW16) von Bündnis90/ Die Grünen so interpretiertwird, dass 
eine Anschaffung von E-PKWswahrscheinlichersei .. 

1. Wieso wird der Bodenrichtwert und nicht z.B. die kürzlich veröffentliche Sozialraum­
analyse herangezogen, .um das Einkommen der Westend-Bewoh11erzu ermitteln? 

2; WiesowurdedersehrgeringeMotorisierungsgrad (32,2 %) im Westend bei der 
EinschatzungJür die Bedarfe von E-PKWs nicht mit einbezögen? 

3. Wiesowerde11.sfättdessen Wahlergebni~se{beivgL niedrigerWahlbeteiligung) einer 
Parteifürde11Bedarfu11d denAusbau der L1Sa11geführt? · 

4. Hält der Magistrates fü(sinnvoll, Bedarfe und Ausbaupotenziale nach 
Wählerstimmen bestimmter Parteien anzupassen? 
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Die Frage der Stadtverordneten beantworte ich wie folgt 

Das Umweltamt hat folgendes mitgeteilt: 

zu 1: 

!3ei der Konzepterstellung lagennoc:h keine aktuellen Daten zür Sozialraumanalyse vor. Zum 
Zeitpunkt derVeröffentlichung der Sozialraumanalyse im Juli 20t9 war das 
ElektromobiHtätskonzept bereits abgeschlossen, somit konnten die aktuellen Daten. nicht 
berücksichtigt werden. 

Zu 2: 

Der Motorisierungsgrad bzw. Fah~eugbestandwurde bei der Bedarfsanalyse des Projekts. 
miteinbezogen und Prognosen bis .zum Jahr 203.0 erstellt. 

ZU3: 

Bei Bedarfsanalys.en gehören auch die Wahlergebnisse, unter vielen anderen 
Gesichtspunkten, alsAnalysepararneterzum aktuellen Stand der Wissenschaft.· Die 
Beträc:htüng einer Korrelation zwischen Wahlverhalten und der Affinität zurElektromobilität 
ist hierbei einwichtiger Punkt für die Analyse. Bei der durchgeführten Bedarfsanalyse durch 
.den Auftragneh111er(Mobilitätswerk Dresden) hatte die Verwaltung keinen Einfluss auf die 
einzelnen Para111etergenommen. 

Zü4: 

Wahlprognosen wie auchPartelpräferenien sind nur zwei Kriterien welche nach aktuellem 
Stand der Wissenschaft standardmäßig in Studien Verwendung finden. 

Mit.freundlichen Grüßen 
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WIESBADEN 

Der Magistrat 

Dezernat für ümwelt, 
Grünflächen und Verkehr 

Stadtrat Andreas Kowol 

~Dezember 2019 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 12. Dezember 2019, Frage Nr. 237/2019 
nach § 48 gestellt durch den Stadtverordnete Frau Michaela Apel 
SPD-Fraktion 

Frage: Ablage von Zeitungsstapeln auf Baumscheiben 

Immer wieder kommtes zu Beschwerden, dass Zeitungsstapel im. öffentlichen Raum 
abgelegt werden, die zu Unmut bei den Anwohriernführt. So werden sie in großen Mengen 
z.B. zu· Lagerungs- und Abholungszwecken auf Bürgersteigen oder gar Baumscheiben 
„gepclrkt". Da es sich hierbei einerseits um große Mengen von Zeitungsstapeln und 
andererseits um Pakete mit Plastikhüllen handelt, befürchten wir, dass das Gewicht und die 
regelmäßige und temporäre „Versiegelung" den Bäumen nicht zuträglich ist. 

Ich frage den Magistrat: 

1. · Bedali es zur „Lagerung" von palettenweiser Zeitungsstapel im öffentlichen Raum 
· grundsätzlich eine Genehmigung? Ist die Ablage auf Baumscheiben erlaubt? -

2, Teilt der Magistrat die Einschätzung, dass bei solch einer Ablage ein Eingriff nach §4 
(2) der Baumschutzsatzung vorliegt? 
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Die Frage der Stadtverordneten Frau Apel beantworte ich wie folgt: 

Zu 1.: 

Die Nutzung von öffentlichen Verkehrswegen (Gehwegen, Plätzen) zur Lagerung von 
Zeitungspaletten und -Paketen ist im vorliegenden Fall sondernutzungserlaubnisfrei. Sie ist 
einer Nutzung des Anliegers gleichzusetzen, sofern die Lagerung am selben Tag endet untj 
durch sie keine erheblichen Verkehrsbehinderungen verursacht werden. Die Baumscheiben 
sind prinzipiell von allen Materialien/Fahrzeugen und Ma~ch,nen freizuhalten. 

Zu 2.: 

Purch ein kurzfristiges Lagern von Zeitungsstap~eln ist keine Schädigung von Bäumen zu 
erwarten. Bei einer längerfristigen Lagerung von großen Mengen Zeitungsstapeln, die dazu 
führen,. dass in gewisser Weise eine wasser- und luftundurchfässige Schicht entsteht und es 
aufgrund des Gewichtes zu einer Verdichtung des Bodens käme, wären Schäden langfristig 
nicht auszuschließen. Die palettenweise Lagerung von Zeitungsstapeln oder eine 
längerfristige Lagerung ist seitens der Mitarbeiter des Sachgebietes Baumpflege nicht 
beobachtet worden. Entsprechende Beobachtungen wären ansonsten individuell zu 
bewerten und im Falle einer weiteren Nichtbeachtung des §4 der Baumschutzsatzung 
entsprechend über die Ordnungsbehörden zu ahnden .. 

Mit freundlichen Grüßen 



Dezernat 1 

LANDESHAUPTSTADT 

--. mm 
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Der Magistrat 

Dezernat für Soziales, Bildung, 
Wohnen und Integration 

Stadtrat Christoph Manjura 

~. Dezember2O19 

Sitzung der Stadtvercirdnetenversammlung am 12. Dezember 2019, Frage Nr. 238 
gestellt durch den Stadtverordneten Ingo von Seemen (Linke&Piraten) 

Frage: 

Laut Urteil des Bundesvetfassungsgerichts vom 5. November 2019 (Az.: 1 Bvl 7116) sind 
Leistungskürzungen von Leistungsberechtigten nach SGB II um mehr als 30 % 
vetfassungswidrig; 

Ich frage den Magistrat: 

1. vWe viele Sanktionen wurden in Wiesbaden seit dem Inkrafttreten des 
Sozialgesetzbuches II verhängt, die nach dem Urteil des 
Bundesvetfassungsgßrichtes vom 5. November 2019 vetfassungswidrig sind? 

2 Wie viele Bedarfsgemeinschaften wurden mehrfach so sanktioniert, dass die 
Sanktionen nach dem Urteil des Bundesvetfassungsgerichtes vom 5. November 2019 
verfassungswidrig sind? 

3. me gedenkt der Magistr_at die Personen zu entschädigen, die von Sanktionen 
betroffen waren, die das Bundesvetfassungsgericht in seinem Urteil vom 
5. November 2019 als vetfassungswidrig eingestuft hat? 

. . 

Pie Frage des Stadtverordneten beantworte ich wie folgt: 

Zu.1. und 2.: 
Seit Inkrafttreten des SGB II wurde dieses Gesetz,auch im Hinblick auf Sanktionen, in 
Wiesbaden rechtskonform umgesetzt. · 

Bezüglich des Urteils des Bundesverfassungsgerichtes vom 5. November 2019 ist darauf 
hinzuweisen, dass die Richter Meldeversäumnisse nach§ 32 SGB ll sowie weitere 
Pflichtverletzungen nach§ 31 Abs. 2 SGB II ausdrücklich von der Betrachtung 
ausgenommen haben und sich lediglich mit den Konstellationen der drei Stufen von 
Minderungen nach§ 31a Abs. 1 SGB II auseinandergesetzt haben. 

Detaillierte Erhebungen ab dem Jahr2005 zu Sanktionen in unterschiedlichen 
· Konstellationen liegen dem Kommunalen Jobcenter in Wiesbaden nicht vor. 
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zu 3.: ige-64 
Entschadigu/ :nd nicht vorgesehen, zumal es auch keine Rechtsgrundlage gibt. 
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